
lieh zu verfolgenden Verbrechen gegen Würde und Frei­
heit des Menschen.
Verschiedentlich ist die Frage aufgeworfen worden, 
warum der Verfassungsentwurf im Grundrechtskatalog 
kein Streikrecht vorsieht. Ganz abgesehen davon, daß 
auch in der Menschenrechtserklärung das Streikrecht 
nicht ausdrücklich enthalten ist, wird hier politisch, 
logisch und wissenschafts-methodisch ein Fehlschluß 
begangen. Es wird versucht, eine sozialistische Ver­
fassung mit der Elle bürgerlicher Verfassungen und 
ihrer Einzelregelungen zu messen, ihr Regelungen zu 
oktroyieren, die im Antagonismus der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung ihre Wurzeln haben. Nahezu gro­
tesk wirkt es aber, daß das Streikrecht für die soziali­
stische Verfassung ausgerechnet von Vertretern der 
Bourgeoisie und des imperialistischen Staates gefordert 
wird, also von Kräften, die es — wenn überhaupt — in 
ihre Verfassung nicht etwa aus eigenem freien Ent­
schluß aufgenommen haben, sondern unter dem Zwang 
des Kampfes der Arbeiterklasse gegen die ungerechte 
kapitalistische Verteilung des Nationaleinkommens, für 
bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen. Nun, da die 
Arbeiterklasse und die mit ihr verbündeten werktätigen 
Klassen und Schichten selbst die politische und ökono­
mische Macht ausüben, nicht mehr von Unterdrückung, 
Ausbeutung und Arbeitslosigkeit bedroht sind, gebär­
den sich die Apologeten kapitalistischer Verhältnisse als 
Vorkämpfer des Streikrechts — wohlgemerkt eines 
Streikrechts für die sozialistische Gesellschaft. In unse­
rer Gesellschaftsordnung ist jedoch das Streikrecht 
gegenstandslos geworden, weil die Werktätigen als Her­
ren des Staates ihre Forderungen nunmehr mittels ihrer 
politischen und ökonomischen Macht verwirklichen und 
dazu des Streikrechts nicht mehr bedürfen.
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
der Verfassungsentwurf auch ein Kapitel über die 
Gewerkschaften und ihre Rechte enthält (Art. 43 und 
44). Danach haben die Gewerkschaften das Recht zur 
umfassenden Mitbestimmung in Staat, Wirtschaft und 
Gesellschaft und die Pflicht zur Wahrnehmung der

Interessen der Arbeiter, Angestellten und der sozialisti­
schen Intelligenz. Solche Bestimmungen als Ausdruck 
grundlegender Rechte der Werktätigen finden sich 
weder in der Menschenrechtsdeklaration, noch in den 
Menschenrechtskonventionen noch in irgendeiner bür­
gerlichen Verfassung. Diese Regelung des Mitgestal­
tungsrechts der Gewerkschaften in Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft bietet natürlich unmittelbare und 
wirksamere Möglichkeiten der Einflußnahme der Werk­
tätigen, als es ein Streikrecht jemals könnte11.

*

Zusammenfassend sei festgestellt:
Die Grundrechte der künftigen sozialistischen Verfas­
sung der DDR entsprechen den allgemein anerkannten, 
dem Frieden und der friedlichen Zusammenarbeit der 
Völker dienenden Regeln des Völkerrechts. Die Ver­
fassungsnormen und die ihnen zugrunde liegende Ver­
fassungswirklichkeit garantieren den Bürgern der DDR 
als Realität das, was die Vereinten Nationen in der 
Menschenrechtsdeklaration für alle Menschen der Welt 
anstreben.
So kann und wird unser Verfassungsentwurf weit über 
die Grenzen der DDR hinauswirken. In diesem Jahr 
der Menschenrechte, das die westdeutsche Regierung 
bezeichnenderweise mit der Annahme der Notstands­
verfassung und damit der Mißachtung und Zerstörung 
der Ffeiheit, Würde und Rechte des werktätigen Men­
schen in der Bundesrepublik begehen will, zeigt die 
Deutsche Demokratische Republik der demokratischen 
und friedliebenden Bevölkerung Westdeutschlands und 
der Welt den Weg eines Lebens in Frieden und Frei­
heit, Glück und Wohlstand.
(Der vorstehende Beitrag ist die gekürzte Fassung eines Auf­
satzes, der in „Deutsche Außenpolitik“ Nr. 4 1968 veröffentlicht 
wird.)

<■ Dabei ist noch zu beachten, daß das Streikrecht in vielen 
kapitalistischen Staaten (z. B. in Spanien) verboten ist, in den 
USA durch das Taft-Hartley-Gesetz stark eingeschränkt wird 
und in Westdeutschland — wo es die Verfassung nicht aus­
drücklich vorsieht — jederzeit durch gerichtliche Entscheidung 
den volksfeindlichen Zielen der Notstandspolitik geopfert 
werden kann.
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Die Unterstützung der Konfliktkommissionen auf dem Gebiet 
des Arbeitsrechts durch die Gerichte

Die Konfliktkommissionen in den Betrieben und Ein­
richtungen der DDR haben sich in den 15 Jahren ihres 
Bestehens zu gesellschaftlichen Rechtspflegeorganen 
entwickelt, die ihren festen Platz im System der 
Rechtspflegeorgane bei der Durchsetzung des sozia­
listischen Rechts haben.
Durch ihr verantwortungsvolles und zielgerichtetes 
Wirken leisten sie bei der Entwicklung und Festigung 
des Bewußtseins der Werktätigen, insbesondere bei 
der Festigung der sozialistischen Arbeitsdisziplin und 
Arbeitsmoral einen wesentlichen Beitrag. Ihr Be­
mühen, die Ursachen von Konflikten aufzuklären und 
zu beseitigen, trägt zur Überwindung von Mängeln 
und Schwächen in der Leitungstätigkeit der Betriebe 
bei. Durch ihre Beschlüsse sowie durch Empfehlungen 
an die Leitungen nehmen sie auf die Durchsetzung des 
Gesetzbuches der Arbeit und des Zweiten Änderungs­
gesetzes zum Gesetzbuch der Arbeit entscheidend Ein­
fluß. Die Autorität ihrer Beschlüsse und das Vertrauen, 
das ihnen von den Werktätigen und Leitern der Be­
triebe entgegengebracht wird, wachsen ständig.
Das ergibt sich u. a. daraus, daß die Konfliktkommis­
sionen in der überwiegenden Anzahl der arbeitsrecht­

lichen Konflikte (über 90 %) endgültig entscheiden. 
Die Tatsache, daß nur gegen einen kleinen Teil ihrer 
Beschlüsse Einsprüche eingelegt werden, ist ein Be­
weis dafür, daß sich die Mitglieder der Konflikt­
kommissionen fundierte Kenntnisse angeeignet und 
sich weiter qualifiziert haben. Dazu haben die Ge­
richte durch ihre Rechtsprechung einen beachtlichen 
Beitrag geleistet.
Die Aufgabe der Gerichte besteht insbesondere darin, 
mit den spezifischen Mitteln der Rechtsprechung auf 
die Arbeitsweise der Konfliktkommissionen einzuwir­
ken. Aus ihrer Verantwortung für die Leitung der 
Rechtsprechung folgt die Pflicht, den Konfliktkommis­
sionen durch gründliche Aufklärung des Sachverhalts, 
klare Entscheidung der rechtlichen Probleme und diffe­
renzierte Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte ein 
Vorbild zu geben und sie bei der Erfüllung ihrer Auf­
gaben zu unterstützen.
In der Richtlinie Nr. 19 zur Anwendung des § 44 AGO 
— Verfahren über die Vollstreckbarkeitserklärung von 
Beschlüssen der Konfliktkommissionen — vom 15. Sep­
tember 1965 (GBl. II S. 703; NJ 1965 S. 634) hat das 
Plenum des Obersten Gerichts die Bedeutung und
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